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Modell eines versicherungsorientierten Umlageverfahrens 

Modell eines versicherungsorientierten 
Umlageverfahrens 

- Eine Erörterung kritischer Stellungnahmen -

Von Heilmut D. Scholtz 

Zu dem Modell zur langfristigen Entlastung der Versicherten 
und Ihrer Betriebe in Heft 11 /2003 dieser Zeitschrift haben 
die Fraktion der Grünen im deutschen Bundestag und das 
Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung Stel­
lung genommen. Im Folgenden werden deren Ausführungen 
kurz erörtert. 

Der vorgestellte Modellansatz 

In rv 11 /2003 zeigt Scholtz das Modell eines versicherungs­
orientierten Umlageverfahrens für die GRV Die vorgestellten 
Varianten basieren auf der Berechnung versicherungsmathema­
tisch berechneter Prämien mit Beschränkung auf die von Ar­
beitnehmern abzudeckenden Risiken. Die Sicherstellung der 
Versorgung im Alter, bei Invalidität und von Hinterbliebenen. 
Angenommen wird wie bei den Vorschlägen der Rürup- und 
der Herzog-Kommission ein Rentenniveau von 40 Prozent des 
Bruttolohnes. 

Dieses Umlagemodell, je nach Ausformung mit Beitragssät­
zen von 12-14 Prozent, hat das Ziel, die Versicherten und ihre 
Betriebe in der langfristigen Zukunft von allen allgemeinen ge­
sellschaftlichen Lasten zu befreien. Nur bei grundlegender Än­
derung des Systems der Umverteilung versicherungsfremder 
Leistungen können die Beschäftigung und damit die Finanzie­
rung der Sozialversicherung wesentlich und langfristig verbes­
sert werden. Die Abhandlung zeigt bei Finanzierung über Steu­
ern den zusätzlich erforderlichen Bundeszuschuss auf. Ange­
nommen ist dabei, dass die Maßnahmen der Beitragssenkung 
und eventuelle Einsparungen bei den versicherungsfremden 
Lasten ohne zusätzliche Effekte blieben. Tatsächlich dürften je­
doch erhebliche Wachstumsimpulse in allen Bereichen 1 zu er­
warten sein. Und der Finanzierungssaldo des Staates würde sich 
wesentlich positiver darstellen. Hierauf weist der Verfasser ein­
leitend hin. 

Wie unten gezeigt wird, könnten die Beschäftigungseffekte, 
vorbehaltlich genauerer Analysen, gegebenenfalls die Millionen­
grenze überschreiten. 

Stellungnahme der Grünen 

Die Bundestagsfraktion Bündnis90/Die Grünen tritt 2 für eine 
nachhaltige Sicherung der Renten und ihrer Finanzierung ein. 
Unter Bezugnahme auf die Rentenklausur vom 21.10.2003 
und die gemeinsame Beschlussfassung der Koalition hält sie 
kurzfristige und längerfristige Maßnahmen zur Sicherung der 
Rentenfinanzen für erforderlich. 

Aufbauend auf der Reform von 2001 sind dabei bestimmte 
Maßstäbe anzulegen. Dies sind die Bewahrung der Zuverlässig­
keit, nachhaltige Sicherung von Leistungen und deren Finan­
zierung sowie Förderung der Beschäftigung und Erleichterung 
der Finanzierung durch Absenken der Lohnnebenkosten. 
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Als längerfristige Maßnahmen plädiert die Fraktion unter 
anderem für eine Bürgerversicherung, in der alle gesellschaft­
lichen Schichten zu Beiträgen verpflichtet werden, sowie für 
die Entkoppelung der Beiträge vom Einkommen, nachgelagerte 
Besteuerung der Renten und Vereinfachung der Übertragbar­
keit von Anwartschaften bei Betriebsrenten. 

Die Festschreibung des Beitragssatzes auf mittelfristig 19,5 
Prozent wird mit den Ergebnissen eines Gutachtens des Insti­
tuts für Arbeitsmarkt- und Berufaforschung IAB begründet. 
Dieses hat ermittelt, dass eine nach dem Rechtsstand von 2001 
nötige Anhebung des Satzes um 0,8 Prozent, genauer von 19 ,5 
Prozent auf 20,3 Prozent in 2004, zu einer Verminderung der 
Beschäftigtenzahl um 150.000 führen würde. 

Stellungnahme des Bundesministerium für Gesundheit und 
Soziale Sicherung 

Das Ministerium verweist3 auf die Ergebnisse der »Kommission 
für die Nachhaltigkeit in der Finanzierung der Sozialen Siche­
rungssysteme«. Diese habe einen Systemwechsel unter Aufgabe 
des beitragsfinanzierten Versicherungssystems und der tragen­
den Prinzipien der Rentenversicherung abgelehnt. Sie komme 
vielmehr zu der Überzeugung, dass die finanzielle und die sozi­
ale Nachhaltigkeit in der GRV unter Berücksichtigung der de­
mografischen Entwicklung auch für die Zukunft gesichert wer­
den kann. 

Darauf aufbauend habe die Bundesregierung einen Geset­
zesentwurf zur nachhaltigen Finanzierung der GRV (RV-Nach­
haltigkeitsgesetz) auf den Weg gebracht. Damit werde sicherge­
stellt, dass die GRV auch in Zukunft die wichtigste Säule der 
Alterssicherung bleibt. Der Lebensunterhalt im Alter sei da­
durch gesichert. 

Das vom Verfasser in rv 11 /2003 vorgestellte Modell mache 
dagegen nicht deutlich, welche Leistungseinschränkungen die­
sem gegenübergestellt werden müssten. 

Richtig sei, dass die GRV mit hohen allgemeinen, gesell­
schaftlichen Leistungen belastet sei. 

Mit der Einführung des zusätzlichen Bundeszuschusses 
1998 wurde damit begonnen, die Allgemeinheit verstärkt an 
diesen nicht beitragsgedeckten Leistungen zu beteiligen. Dies 
gelte zum Beispiel für Zeiten der Kindererziehung sowie für 
einige der einigungsbedingten AufWendungen. Die Beitragszah­
ler seien danach insgesamt von der Finanzierung allgemeiner 
Staatsaufgaben entlastet. 

In rv 11 /2003 mache der Verfasser keine Angaben, wie ein 
Wechsel vom geltenden System zu dem dort vorgeschlagenen 
realisiert werden könnte. Die Mittel der dort gezeigten Entlas­
tung müssten auf andere Art und Weise erbracht werden. Wegen 
dieser Aspekte könne das Modell nicht als Anregung »Zur Ent­
wicklung einer Leitlinie für eine durchgreifende politische Lö­
sung« dienen. 

Kommentar des Verfassers 

Generelle Aspekte 

Beide Stellungnahmen stützen sich erwartungsgemäß auf die 
allgemein bekannten Ergebnisse der »Kommission für die 

Vgl. auch Scholtz 1984. 
2 Vermerk vom 10.12.2003. 
3 AZ 421-96-Scholtz/03 vom 13.1.2004. 
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Nachhaltigkeit in der Finanzierung der Sozialen Sicherungssys­
teme«. Auf die umfangreichen Kritiken zu diesen Vorschlägen 
soll an dieser Stelle nicht eingegangen werden. Sie sprechen für 
sich selbst. Davon erwähnt werden soll allenfalls, dass es nicht 
überrascht, dass die Kommission sich nur für eine »leichte« Än­
derung der Reform von 2001 einsetzt. Die Ergebnisse, ein Jahr 
nach der vorangegangenen »großen Rentenreform«, waren in 
der Beauftragung und Auswahl der Mitglieder nach Meinung 
vieler Kommentatoren letztlich vorbestimmt. In diesem Sinne 
kann man sicherlich auch die Stellungnahmen werten. 

In der Wirtschaft kennt man bei grundsätzlichen Entschei­
dungen einen »point of no return«. Solange dieser nicht er­
reicht ist, wird selbst bei äußerst gründlich vorbereiteten Invest­
ments die Planung völlig verändert. Das heißt, von einer ab­
schließenden Realisierung wird Abstand genommen, wenn 
neue Erkenntnisse vorliegen. An die sehr grundlegenden Ent­
scheidungen deutscher Großunternehmen bei der kostspieligen 
Aufgabe der Milliardeninvestitionen in der Chipindustrie oder 
in der Automobilindustrie in England sei erinnert. Das Renten­
system in Deutschland ist hinsichtlich der existenziellen Bedeu­
tung aller Beteiligten nicht weniger bedeutsam. Der »point of 
no return« ist hier noch nicht erreicht. Aus diesem Grund hält 
der Verfasser eine Diskussion verschiedener Reformvorschläge 
nach wie vor für notwendig. 

Auf einige sehr grundlegende Argumente in den Stellung­
nahmen sei daher an dieser Stelle noch einmal eingegangen. 

Kommentar zu der Stellungnahme der Grünen 

Die von den Grünen erwähnten Maßstäbe bei der Reform sind 
nicht eingehalten. Angesichts der Änderungsgeschichte in der 
Rentengesetzgebung der Vergangenheit, wie erwähnt war die 
letzte Reform am 21.10.2003 gerade zwei Jahre alt, kann von 
Zuverlässigkeit wohl kaum die Rede sein. Da zudem immer 
wieder Regierungswechsel mit anderen Vorstellungen über die 
Gestaltung der Rentengesetzgebung zu erwarten sind, ist eine 
Änderung derselben möglicherweise schon in der nächsten Le­
gislaturperiode fallig. Bedingt sind solche Änderungen in der 
Tatsache, dass in die Gesetzgebung ein Korb sachfremder Über­
legungen einfließt, und insoweit die Gesetze wechselnden poli­
tischen Gesellschaftsanschauungen unterliegen. 

Durch eine strikte zielorientierte Lösung, in die keine oder 
nur geringe, divergierende Gesellschaftsanschauungen einflie­
ßen, wäre dagegen das Risiko von Gesetzesänderungen wesent­
lich geringer. Die Planung der Arbeitnehmer und das System 
wären zuverlässiger. Es sollte schon zu Bedenken Anlass geben, 
dass nur noch ein geringer Teil der Bevölkerung die Rente für 
gesichert ansieht. Wie diverse Umfragen belegen, überschätzen 
dabei Frauen ihre Rentenansprüche trotzdem noch in erhebli­
chem Maße. 

Eine »Förderung der Beschäftigung und Erleichterung der 
Finanzierung durch Absenken der Lohnnebenkosten« wird 
durch die vorgesehenen Lösungen nicht in hinreichendem Ma­
ße erreicht. Die Grünen weisen zwar darauf hin, dass 0,8 Punk­
te 4 im Beitragssatz einen Beschäftigungseffekt von ca. 150.000 
Beschäftigten hätten. Eine in dem abgelehnten Modell vorgese­
hene Änderung des Satzes auf z.B. 14 Prozent hätte danach sehr 
grob geschätzt dann Beschäftigungseffekte in der Größenord­
nung von 150.000 X (19,5-14)/0,8 bzw. von über einer Mil­
lion. Bei der Modellalternative des Beitragssatzes von 12 Pro­
zent wäre der Effekt noch erheblich größer. Insoweit scheinen 
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die Einwendungen der Stellungnahme gegen das Modell 
widersprüchlich. 

Ergänzt wird die Widersprüchlichkeit durch die Überlegun­
gen zur langfristigen Gestaltung der GRV Die Grünen wollen 
die Pflichtversicherung von den Arbeitseinkommen abkoppeln 
und eine Bürgerversicherung einführen. Entsprechen die Leis­
tungen dann nicht mehr den Beiträgen, dann führt dies zur Be­
liebigkeit der Rentenansprüche, abhängig von den jeweiligen 
Regierungen. Der verfassungsrechtliche Eigentumsschutz wäre 
aufgehoben. Es handelte sich bei den Beiträgen dann um eine 
Steuer. 5 Werden dagegen alle Leistungsversprechen auf alle Bei­
tragszahler entsprechend übertragen, dann ist die Finanzierung 
vollkommen obsolet. Die Problematik ist in der Literatur seit 
dreißig Jahren ausführlich behandelt worden. Es könnte nützlich 
sein, wenn sich die Grünen vor der Formulierung sehr bedeu­
tender Gesetze einmal ausführlich damit auseinander setzten. 

Dass eine Auseinandersetzung mit den Gegebenheiten er­
forderlich ist, mag u.a. auch das Positionspapier, Seite 6, der 
Grünen 6 zur Besteuerung der Alterseinkünfte 7 zeigen. Hier 
vermischen die Autorinnen Zahlen des Rentenbudgets mit den 
Gegebenheiten bei den Individualeinkommen. In dem Ren­
tenbudget sind wegen der teilweisen Finanzierung der versiche­
rungsfremden Lasten durch den Bund natürlich hohe Steueran­
teile enthalten. 

Zitat: 

»Ab dem Jahr 2005 soll 50% der gesetzlichen Rente be­
steuert werden. Grundsätzlich ist dieser Beitrag gerecht­
fertigt, wenn man Folgendes bedenkt: Die gesetzlichen 
Renten werden zu einem großen Teil über Steuern fi­
nanziert. Sie werden also nicht nur aus bereits indivi­
duell versteuertem Einkommen aufgebaut. Darüber 
hinaus wird die Hälfte des Beitrags vom Arbeitgeber 
aufgebracht. Auch dieser Teil der Finanzierung erfolgt 
aus »Lohnbestandteilen«, welche nicht der individuellen 
Besteuerung unterliegen. Hinzu kommen die Freibeträ­
ge der Arbeitnehmer für VorsorgeaufWendungen.« 

Zitat Ende. 

Die betroffenen Arbeitnehmer/innen und Standardrentner/in­
nen wissen, dass die Aussagen des vorstehenden Zitates mit der 
Realität wenig gemein haben. So weist Scholtz (2003b und 
2003c) nach, dass bei der Einkommensbetrachtung aus indivi­
dueller Sicht Standardrentner/innen bei ausschließlich privater 
Vorsorge im Vergleich zur Zwangsversicherung in der GRV das 
Doppelte an Rente bzw. Rentenvermögen hätten. Die Zwangs­
versicherung verschlingt den halben Beitrag der Versicherten 
für versicherungsfremde Umverteilungszwecke. Von einer Fi­
nanzierung der Standardrenten über Steuern kann daher über­
haupt keine Rede sein. 

4 20,3 Prozent nach Rentenreform 2001 für 2004 minus l 'J,5 Prozent für 2003 

5 Scholtz l 980a, Isensee 1980 

6 Dückert, Thea!Birxitt Bender, vom 30.10.2003: »Position: Information zu den 
Beschlüssen der Rentenklausur«. Positionspapier der Bundestagsfraktion von 

Bündnis90/Die Grünen 

7 Näheres zur aus dem Alterseinkünftegesetz folgenden Doppelbesteuerung 

und Ungleichbehandlung in: Brall et al. 2003. Zur erforderlichen Gestaltung 
vgl. Sdwltz 2003b. 
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Angesichts solcher Sachkunde der Verantwortlichen ver­
wundert es nicht, dass Bral/7 et al. auf erhebliche Doppelbesteu­
erungen der Rentner im Entwurf zum Alterseinkünftegesetz 
hinweisen können. Es stellt sich folglich die Frage nach dem 
Verantwortungsbewusstsein von Politikern und Politikerinnen, 
die ihre Gesetzesvorhaben auf solchen völlig falschen Vorausset­
zungen gründen. Manche Bürger mögen auch von Bedenken­
losigkeit und Leichtfertigkeit der regierenden Parteien bei exis­
tenziellen 8 Grundfragen des Volkes sprechen. 

Kommentar zu der Stellungnahme des Ministeriums 

Das Ministerium geht in seiner Stellungnahme davon aus, dass 
das Modell in rv 11 /2003 einen Systemwechsel darstelle. Dies ist 
nicht der Fall. Schon in der Überschrift ist erkennbar, dass ein 
Umlageverfahren erörtert wird. Insoweit werden auch keine 
»tragenden Prinzipien« der GRV aufgegeben. Was das auch im­
mer sei. Sind damit Finanzierungsmodalitäten allgemeiner staat­
licher Aufgaben, wie »Sicherung der sozialen Nachhaltigkeit« 
überwiegend durch die Arbeitnehmer gemeint, dann wird es nach 
dreißig Jahren Diskussion Zeit, endlich grundlegend neue Wege 
einzuschlagen. Im Vordergrund steht dabei die Zielsetzung des 
Modells: Die Verbesserung der Rahmenbedingungen für neue 
Arbeitsplätze und/ oder deren Erhalt sowie für Arbeitnehmer die 
Sicherung im Alter, bei Invalidität und für Hinterbliebene. 

Aus welchen Gründen die finanzielle Sicherung der Renten 
eher durch alleinige und zusätzliche »Besteuerung« der Arbeit­
nehmer für fremde Lasten gewährleistet werden kann als mit 
Verteilung dieser Lasten auf die gesamte Volkswirtschaft, ist 
durch das Ministerium nicht näher erläutert. Wegen der volks­
wirtschaftlichen Wohlstandseffekte als Folge einer Beitragssen­
kung dürfte die Sicherung durch eine Entlastung der Arbeit­
nehmer und ihrer Betriebe wohl eher durch das vorgeschlagene 
Modell möglich sein. 

Der Einwand, dass eine Finanzierung im Sinne des Modells 
durch Leistungseinschränkungen verbunden werden müsse und 
hierzu sei nichts gesagt, zeigt Zweierlei. Einerseits wird die Mo­
tivation für die derzeitige Lösung deutlich. Es war in der Ver­
gangenheit bequem, die Arbeitnehmer mit der Finanzierung 
versicherungsfremder Leistungen zu belasten. So soll es offenbar 
auch in der Zukunft bleiben. Weiterhin ist erkennbar, dass be­
fürchtet wird, die Leistungen würden bei anderer Finanzierung 
auf den Prüfüand gestellt. Angesichts knapper öffentlicher Kas­
sen und einer retardierenden Wirtschaftsentwicklung wegen zu 
hoher Belastungen der Konsumenten können dagegen wohl 
kaum ernst zu nehmende Einwendungen erhoben werden. Ei­
ne Überprüfung ist und bleibt dringend notwendig„ 

Tatsache ist jedenfalls, dass nach allgemeiner Auffassung ein 
Finanzierungsmodell zur Sicherung der Risiken Alter, Invali­
dität und Hinterbliebenenversorgung von Arbeitnehmern kei­
nerlei Vorschläge zur Behandlung versicherungsfremder Leis­
tungen enthalten muss. Dies sind zwei grundlegend verschiede­
ne Sachverhalte. Unabhängig davon hat der Verfasser auf einige 
kritische Leistungen trotzdem hingewiesen. 

Soweit die Beitragszahler in der Vergangenheit teilweise 
entlastet wurden, reicht dies nicht aus. Die Grafik in dem Bei­
trag zeigt dies deutlich. Insoweit bezieht sich in den Ausführun­
gen des Ministeriums das Wort »insgesamt« nicht auf die »Ent­
lastung« von fremden Leistungen sondern auf »Beitragszahler«. 
Das heißt, jeder Beitragszahler ist durch die angesprochenen 
Gesetze etwas entlastet worden. 
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Der Einwand, der Verfasser mache keine Vorschläge für die 
Finanzierung der Umstellung, ist zurückzuweisen. Es ist deut­
lich ausgeführt, dass hierfür eine Erhöhung des Bundeszuschus­
ses für angemessen angesehen wird. Dabei würde, soweit hierfür 
höhere Steuern erforderlich wären, die Beitragsentlastungen ei­
ne eventuelle zusätzliche Steuerbelastung übersteigen. Denn die 
Bemessungsgrundlagen wären hinsichtlich der Steuern größer. 
Unabhängig davon macht es keinen Sinn, in einem Modell, 
dessen Ausprägung einvernehmlich zu erarbeiten ist, von vorn­
herein mit detaillierten Überlegungen zur Bemessungsgrundla­
ge der Steuern zu belasten. Dies wäre der zweite Schritt vor 
dem ersten. Die Begründung, das Modell eigne sich insoweit, 
da der zweite Schritt nicht vor dem ersten erfolge, nicht als An­
regung zu einer politischen Leitlinie, lässt hinsichtlich der Zu­
ständigkeiten und Verantwortlichkeiten offenbar einige Fragen 
offen. 

Zusammenfassung 

Die Abhandlung setzt sich mit den Stellungnahmen der von 
Bündnis90/Die Grünen und des Ministerium für Gesundheit 
und Soziale Sicherung zu der Abhandlung in rv 11 /2003 zur 
Reform der GRV auseinander. Das dort diskutierte Modell plä­
diert für eine Absenkung der Beiträge auf 12-14 Prozent, um 
die Arbeitnehmer und ihre Betriebe von versichcrungsfremden 
Lasten zu befreien. Die dadurch bedingten Wohlstandseffckte 
könnten, vorbehaltlich genauer Analysen, zu Beschäftigungsef­
fekten in Millionenhöhe führen. Sie würden damit einen Teil 
der Umstellung mitfinanzieren. Die vorgetragenen Einwendun­
gen hält der Verfasser für widersprüchlich und nicht geeignet, 
das aufgezeigte Modell zu relativieren. 

Entweder will man Wachstum und allgemeinen Wohlstand 
in Deutschland konsequent fördern und sichern oder man will 
dies nicht. Die jetzigen Gesetzesvorhaben wollen es offenbar 
nicht! 
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